
Satzung

§ 1 Name, Sitz und Geschä6sjahr

(1) Der Verein führt den Namen „Gesellscha8 gegen Gewichtsdiskriminierung e.V.“. Er ist in das Ver-
einsregister unter der Registernummer VR 31302 B eingetragen. Der Verein hat seinen Sitz in Berlin.

(2) Das Geschä8sjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

(1) Der Zweck des Vereins ist die Förderung der Bildung mit inhaltlichem Schwerpunkt auf der Auf-
klärung über Gewichtsdiskriminierung, ihre Mechanismen und ihre Auswirkungen. Der Verein hat die
Anerkennung von Menschen jeglichen Gewichts und jeglicher Körperform zum Ziel,  insbesondere
von dicken Menschen. Er verfolgt dieses Ziel über den Weg der InformaWon und Bildung. Jeglicher
Form der Gewichtsdiskriminierung soll entgegengewirkt werden. 

(2) Der Verein ist parteipoliWsch und konfessionell unabhängig. Sein Handeln wird besWmmt von fol-
genden Grundsätzen:

a. die Achtung der Würde aller Menschen und die Wahrung ihrer Autonomie;
b. die Nichtdiskriminierung;
c. die volle und wirksame Teilhabe aller Menschen an der Gesellscha8;
d. die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von dicken Menschen und ihre Anerkennung als

Teil der menschlichen Vielfalt und als Teil der Menschheit;
e. die Chancengleichheit für Menschen mit unterschiedlichem Körpergewicht und Körperbau;
f. die Barrierefreiheit für Menschen jeglichen Gewichts und Körperform und damit ihr voller

Zugang zur  physischen,  sozialen,  wirtscha8lichen und kulturellen Umwelt  sowie zu Ge-
sundheit und Bildung;

g. die Achtung des Rechts aller Menschen auf Wahrung ihrer IdenWtät und physischen und
psychischen Unversehrtheit.

(3) Der  Verein  verfolgt  ausschließlich  und  unmiaelbar  gemeinnützige  Zwecke  im  Sinne  des
Abschnias „SteuerbegünsWgte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(4) Der Satzungszweck wird insbesondere durch folgende Maßnahmen verwirklicht:

a. InformaWon und Auclärung der Öffentlichkeit über das Thema Gewichtsdiskriminierung
und ihre Mechanismen. Konkret beinhaltet dies den Betrieb einer InformaWonswebsite,
Bereithalten von gedrucktem InformaWonsmaterial,  Medienarbeit, Durchführung von In-
formaWonsveranstaltungen  (beispielsweise  Seminare,  Vorträge  oder  AkWonen).
Einflussnahme auf poliWsche, soziale und wirtscha8liche Akteur*innen sowie Beschä8igte
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im Gesundheitswesen mit dem Ziel der vollen gesellscha8lichen Anerkennung von dicken
Menschen  und  der  BeseiWgung  jeglicher  Formen  von  Zugangsbarrieren  und  Gewichts-
diskriminierung;

b. unentgeltliche Beratung von Menschen, die Gewichtsdiskriminierung erfahren haben.

(5) Der Verein ist selbstlos täWg; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtscha8liche Zwecke. Miael
des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten
keine Zuwendungen aus Miaeln des Vereins. Dies gilt auch für den Fall ihres Ausscheidens oder bei
Auflösung des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind,
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünsWgt werden.

(6) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seiner bisherigen steuerbegünsWgten Zwecke fällt das
Vereinsvermögen an UNICEF Deutschland, Höninger Weg 104, 50969 Köln, die es unmiaelbar und
ausschließlich für gemeinnützige oder mildtäWge Zwecke zu verwenden hat.

(7) Jeder Beschluss über die Änderung der Satzung ist vor dessen Anmeldung beim Registergericht
dem zuständigen Finanzamt vorzulegen.

§ 3 Formen der Mitgliedscha6 und Erwerb der Mitgliedscha6

(1) Der Verein kennt folgende Formen der Mitgliedscha8:

a. Mitglieder;
b. Ehrenmitglieder;
c. Fördermitglieder.

Mitglieder des Vereins im Sinne dieser Satzung sowie im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB)
sind die Mitglieder (a) und die Ehrenmitglieder (b).

(2) Mitglied des Vereins kann jede volljährige natürliche Person werden. Die Mitglieder sollen dem
Verein zuvor mindestens ein Jahr als Fördermitglied angehört und sich in die akWve Vereinsarbeit –
insbesondere der Arbeitsgemeinscha8en (§ 9) oder des Beirats (§ 10) – eingebracht haben.

(3) Fördermitglied des Vereins kann jede geschä8sfähige natürliche oder jurisWsche Person werden.
Der Vorstand informiert die Fördermitglieder regelmäßig über wichWge Vereinsangelegenheiten so-
wie über aktuelle Entwicklungen, die den Vereinszweck betreffen. Fördermitglieder sind zur Mitar-
beit in den Arbeitsgemeinscha8en berechWgt und aufgerufen. Die Satzungsvorschri8en der § 4 und §
5 finden auf Fördermitglieder entsprechende Anwendung.

(4) Über den schri8lichen Antrag auf Erwerb der Mitgliedscha8 oder Fördermitgliedscha8 entschei-
det der Vorstand. Gegen den ablehnenden Bescheid des Vorstands kann die*der Antragsteller*in Be-
schwerde erheben.  Die  Beschwerde ist  innerhalb  eines  Monats  ab Zugang des  ablehnenden Be-
scheids schri8lich beim Vorstand einzulegen. Über die Beschwerde entscheidet die nächste Mitglie-
derversammlung. 

(5) Über die Ernennung von Ehrenmitgliedern beschließt die Mitgliederversammlung auf Vorschlag
des Vorstands. Ehrenmitglieder sollen dem Verein mindestens fünf Jahre als Mitglieder angehört ha-
ben und einen bedeutenden Beitrag zur Förderung des Vereinszwecks geleistet haben.
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§ 4 Beendigung der Mitgliedscha6

(1) Die Mitgliedscha8 endet 

a. mit dem Tod des Mitglieds;
b. durch freiwilligen Austria;
c. durch Streichung von der Mitgliederliste;
d. durch Ausschluss aus dem Verein.

(2) Der freiwillige Austria erfolgt in Textorm gegenüber einem Mitglied des Vorstands. Er ist nur
zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zulässig.

(3) Ein  Mitglied  kann  durch  Beschluss  des  Vorstands  von  der  Mitgliederliste  gestrichen  werden,
wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrags im Rückstand ist. Die Streichung
darf erst beschlossen werden, nachdem seit der Absendung des zweiten Mahnschreibens drei Mona-
te verstrichen sind und die Beitragsschuld nicht beglichen wurde. Die Streichung ist dem Mitglied
mitzuteilen.

(4) Ein Mitglied kann, wenn es in erheblichem Maße gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat,
durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden. Der Beschluss ist zu begrün-
den und dem Mitglied schri8lich mitzuteilen. Vor der Beschlussfassung sind das betroffene Mitglied
sowie  der  Beirat  anzuhören;  die  Anhörung  kann  schri8lich  erfolgen.  Gegen  den Ausschließungs-
beschluss kann das Mitglied Beschwerde erheben. Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats ab Zu-
gang des Beschlusses schri8lich beim Vorstand einzulegen. Die Beschwerde hat aufschiebende Wir-
kung. Über die Beschwerde entscheidet die nächste Mitgliederversammlung. Macht das Mitglied von
dem Beschwerderecht keinen Gebrauch oder versäumt es die Beschwerdefrist, so unterwir8 es sich
damit dem Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass die Mitgliedscha8 mit Ablauf der Beschwer-
defrist als beendet gilt.

§ 5 Mitgliedsbeiträge

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Beitrags und dessen Fälligkeit werden
von der Mitgliederversammlung besWmmt. Die Mitglieder sollen den Vorstand ermächWgen, die fälli-
gen Beiträge durch Abbuchung von ihrem Konto einzuziehen. Ehrenmitglieder sind von der Beitrags-
pflicht befreit. Das Nähere regelt die Mitgliederversammlung in einer Beitragsordnung.

§ 6 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind

a. der Vorstand;
b. die Mitgliederversammlung.

§ 7 Der Vorstand

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens drei Personen

a. der*dem Vorsitzenden;
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b. der*dem stellvertretenden Vorsitzenden;
c. der*dem Schatzmeister*in;
d. ggf. Beisitzer*innen.

(2) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch diese Sat-
zung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich
im Sinne von § 26 BGB durch die*den Vorsitzende*n allein oder zwei andere Mitglieder des Vor-
stands gemeinsam vertreten.

(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren, vom Tag der
Wahl an gerechnet, gewählt. Er bleibt bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmit-
glied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. Scheidet ein Mitglied des Vorstands
während der Amtsperiode aus, so besWmmen die verbleibenden Vorstandsmitglieder – nach vorheri-
ger Anhörung des Beirats – ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer der*des Ausgeschiedenen.

(4) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Sitzungen oder im schri8lichen Umlaufverfahren. Die Teil-
nahme an den Sitzungen kann auch fernmündlich oder in anderer technisch geeigneter Weise erfol-
gen. An die Stelle der Schri8form kann im Umlaufverfahren die elektronische Form treten. Die Einla-
dung und Leitung der Vorstandssitzung bzw. die IniWierung des Umlaufverfahrens obliegt der*dem
Vorsitzenden, im Falle ihrer*seiner Verhinderung der*dem stellvertretenden Vorsitzenden. Der Vor-
stand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind bzw. am Umlauf-
verfahren teilnehmen. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen SWm-
men; bei SWmmengleichheit entscheidet die SWmme der*des Leiter*in der Vorstandssitzung.

(5) Über die Beschlüsse des Vorstands ist eine Niederschri8 zu ferWgen und von der*dem Leiter*in
der Vorstandssitzung zu unterschreiben. 

(6) Der Vorstand kann für seine TäWgkeit eine Vergütung erhalten. Näheres regelt die Mitgliederver-
sammlung in einer Vergütungsordnung.

§ 8 Die Mitgliederversammlung

(1) Die Mitglieder des Vereins bilden die Mitgliederversammlung. Jedes Mitglied hat eine SWmme.
Zur Ausübung des SWmmrechts kann ein anderes Mitglied schri8lich bevollmächWgt werden.

(2) Die Mitgliederversammlung hat die in dieser Satzung benannten Aufgaben. In Angelegenheiten,
die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstands fallen, kann die Mitgliederversammlung Empfehlun-
gen beschließen. Der Vorstand, der Beirat und die Arbeitsgemeinscha8en des Vereins berichten der
Mitgliederversammlung über ihre TäWgkeit.

(3) Die  Mitgliederversammlung  soll  eine*n  Revisor*in  bestellen,  die*der  im  Vorfeld  der
Mitgliederversammlung  die  Kassen-  und  Buchführung  des  Vereins  sowie  die  Umsetzung  der  Be-
schlüsse der Vereinsorgane überprü8. Die*der Revisor*in darf  nicht Mitglied des Vorstands sein.
Die*der Revisor*in berichtet der Mitgliederversammlung und gibt eine Empfehlung zur Entlastung
des Vorstandes ab.

(4) Alle zwei Jahre findet eine ordentliche Mitgliederversammlung staa. Der Vorstand kann jederzeit
eine  außerordentliche  Mitgliederversammlung  einberufen.  Er  ist  zur  Einberufung  einer  außer-
ordentlichen Mitgliederversammlung verpflichtet, wenn der Beirat oder ein Viertel der Mitglieder
des Vereins dies schri8lich unter Angabe von Gründen verlangen.
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(5) Die Einladung zur Mitgliederversammlung erfolgt in Textorm unter Angabe der Tagesordnung
mit einer Frist von mindestens zwei Wochen. Die Mitgliederversammlung kann in Präsenz, hybrid
oder virtuell erfolgen. Die Einladung und Leitung der Sitzung obliegt der*dem Vorsitzenden, im Falle
ihrer*seiner Verhinderung der*dem stellvertretenden Vorsitzenden. Die Mitgliederversammlung ist
beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder anwesend sind bzw. sich vertreten las-
sen. 

(6) AbsWmmungen finden grundsätzlich offen durch Handzeichen oder ein entsprechendes Symbol
im Chat staa, auf  Wunsch eines  Mitglieds ist  geheim abzusWmmen. Wahlen können offen durch
Handzeichen oder ein entsprechendes Symbol im Chat stavinden, sofern die Mitgliederversamm-
lung dies für die Sitzung einsWmmig beschließt, ansonsten sind sie geheim in schri8licher oder digita-
ler Form durchzuführen. Soweit in dieser Satzung nichts anderes besWmmt ist, entscheidet bei der
Beschlussfassung  die  Mehrheit  der  abgegebenen SWmmen;  bei  SWmmengleichheit  ist  der  Antrag
abgelehnt. Bei Wahlen ist die absolute Mehrheit der abgegebenen gülWgen SWmmen erforderlich. Er-
reicht im ersten Wahlgang kein*e Kandidat*in die erforderliche absolute Mehrheit der SWmmen, so
findet eine SWchwahl zwischen denjenigen beiden Kandidat*innen staa, die die höchsten SWmmen-
zahlen erreicht haben. Bei SWmmengleichheit entscheidet das Los. 

(7) Über den Verlauf der Sitzung, insbesondere die Ergebnisse von Wahlen und Beschlüssen, ist eine
Niederschri8 zu ferWgen und von der*dem Vorsitzenden, im Falle  ihrer*seiner Verhinderung von
der*dem stellvertretenden Vorsitzenden zu unterschreiben. 

(8) Die Sitzungen der Mitgliederversammlung sind nicht öffentlich. Mitglieder des Beirats, die nicht
Mitglieder des Vereins sind, können an der Mitgliederversammlung als Gäste teilnehmen. Über die
Zulassung weiterer Gäste sowie die Zulassung von Medienvertreter*innen beschließt die Mitglie-
derversammlung. 

§ 9 Die Arbeitsgemeinscha6en

(1) Für besondere Aufgaben sowie zur Förderung einzelner abgrenzbarer Teilaspekte des Vereins-
zwecks können von der Mitgliederversammlung oder dem Vorstand Arbeitsgemeinscha8en einge-
richtet werden. 

(2) Die Arbeitsgemeinscha8en sind unselbständige Teile des Vereins. Sie treten nur nach Maßgabe
der Vorgaben des Vorstands öffentlich in Erscheinung. Die Arbeitsgemeinscha8en organisieren ihre
Arbeit selbständig.

(3) Die Mitarbeit in den Arbeitsgemeinscha8en steht allen Mitgliedern und Fördermitgliedern offen.
Die Mitarbeit anderer Personen ist nach Einzelentscheidung des Vorstands möglich. Im Konfliktall
kann die Zusammensetzung der Arbeitsgemeinscha8 vom Vorstand im Einvernehmen mit der*dem
Sprecherin der Arbeitsgemeinscha8 festgelegt werden. 

(4) Der Vorstand besWmmt aus der Miae der Mitarbeiter*innen der jeweiligen Arbeitsgemeinscha8
eine Sprecher*in sowie eine*n stellvertretende*n Sprecher*in. Die Sprecher*innen sollen Mitglied
des Vereins sein. Die Sprecher*innen der Arbeitsgemeinscha8en, bzw. im Falle ihrer Verhinderung
die stellvertretenden Sprecher*innen,  vertreten die  Arbeitsgemeinscha8 gegenüber den Organen
des Vereins. 
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§ 10 Der Beirat

(1) Der Beirat des Vereins besteht aus folgenden Personen

a. den Sprecher*innen der Arbeitsgemeinscha8en;
b. den Ehrenmitgliedern;
c. den weiteren Beiräten.

(2) Mindestens die Häl8e der Mitglieder des Beirats müssen Vereinsmitglieder sein. Vorstandsmit-
glieder können nicht zugleich Mitglieder des Beirats sein. Die weiteren Beiräte (c) werden vom Vor-
stand ernannt. Es soll sich um Vertreter*innen aus Wissenscha8, PoliWk, Kultur und Gesellscha8 han-
deln, die bereit sind, ihre ExperWse in die Arbeit des Vereins einzubringen und die Ziele des Vereins in
der Öffentlichkeit posiWv befördern. Die Mitgliederversammlung kann jederzeit die Abberufung von
Beiratsmitgliedern verlangen.

(3) Der Beirat  berät  den Vorstand in wichWgen Vereinsangelegenheiten;  er  ist  vom Vorstand vor
wichWgen Entscheidungen zu konsulWeren. Die Beschlüsse des Vorstands sind dem Beirat zur Kennt-
nis zu geben.

(4) Der Beirat soll mindestens einmal im Jahr zu einer Sitzung zusammenkommen. Die Einladung und
Leitung der Sitzung obliegt der*dem Vorsitzenden des Vereins, im Falle ihrer*seiner Verhinderung
der*dem stellvertretenden Vorsitzenden. Die Einladung erfolgt in Textorm mit einer Frist von min-
destens zwei Wochen. Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Beiratsmitglieder anwe-
send sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen SWmmen; bei SWm-
mengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Über die Beschlüsse des Beirats ist eine Niederschri8 zu ferW-
gen. Die Mitglieder des Vorstands sind berechWgt, und auf Verlangen des Beirats verpflichtet, an den
Sitzungen des Beirats teilzunehmen.

§ 11 Satzungsänderungen

(1) Änderungen dieser Satzung können nur von der Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von
Dreiviertel der abgegebenen gülWgen SWmmen beschlossen werden.

(2) Ein Beschluss der Mitgliederversammlung zur Änderung des Zwecks des Vereins (§ 2) bedarf da-
neben zu seiner Wirksamkeit der schri8lichen ZusWmmung der Mehrheit der Mitglieder. Die schri8li-
che ZusWmmung der in der Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder kann nur innerhalb
von drei Monaten nach dem Beschluss gegenüber dem Vorstand erklärt werden.

§ 12 Auflösung des Vereins

(1) Die Auflösung, Umwandlung oder Verschmelzung des Vereins kann nur von der Mitgliederver-
sammlung mit einer Mehrheit von Dreiviertel der abgegebenen gülWgen SWmmen beschlossen wer-
den. Der Beschluss bedarf daneben zu seiner Wirksamkeit der schri8lichen ZusWmmung von Zwei-
driaeln der Mitglieder. Die schri8liche ZusWmmung der in der Mitgliederversammlung nicht erschie-
nenen Mitglieder kann nur innerhalb von drei Monaten nach dem Beschluss gegenüber dem Vor-
stand erklärt werden.

(2) Sofern die  Mitgliederversammlung nichts  anderes  beschließt,  sind die*der  Vorsitzende sowie
die*der stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechWgte Liquidatoren. Dies gilt auch
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für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit ver-
liert.

Die vorstehende Satzung wurde in der Mitgliederversammlung am 30.12.2025 beschlossen und löst
die Satzung vom 31.10.2016 ab.

Gesellscha8 gegen Gewichtsdiskriminierung e.V.
Turmstraße 81
10551 Berlin

Vorsitzende: Natalie Rosenke
Stellvertretende Vorsitzende: Stephanie Freifrau von Liebenstein
Finanzvorstand: Dr. Friedrich Schorb

E-Mail: info@gewichtsdiskriminierung.de
Website: www.gewichtsdiskriminierung.de

Aufsichtsbehörde: Amtsgericht Berlin Charloaenburg
Vereinsregisternummer: VR 31302 B
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